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Liebe Freundinnen und Freunde,

im ersten halben Jahr der neuen Wahlperiode hat sich der Bundestag erst spät – bedingt durch die 
extrem lange andauernde Regierungsbildung – neu sortiert. 
Im Verkehrsministerium kam es zu einem Komplettumbau, bei dem alle Zuständigkeiten im Bereich 
Bauen (mit einem Etatvolumen von 3,4 Mrd. Euro) zum Umwelt- sowie zum Wirtschaftsministerium 
wanderten. Dafür darf sich der Neue jetzt „Minister für Verkehr und digitale Infrastruktur“ nennen 
und bekommt ganze 12 Millionen Euro aus dem Haushalt des Wirtschaftsministeriums.  
Damit nichts schief geht, muss sich Minister  
Dobrindt die Zuständigkeiten für Digitales 
mit dem Innen- und dem Wirtschaftsminis-
ter teilen. 
Minister Dobrindt zeichnet sich bevorzugt 
durch Untätigkeit aus: Bisher gibt es keine 
einzige Vorlage zu den drängenden Fragen. 
In den ersten drei Monaten sprach er vor 
allem über Digitales. Konnte der Minister im 
Wahlkampf nicht oft genug von der CSU-
Maut reden, ist er jetzt fast völlig 
verstummt. Bei der Ausweitung der LKW-
Maut gibt es nur Ankündigungen und ein 
Haushaltsloch, weil die Mautsätze sinken. 
Dazu ignoriert Dobrindt bisher alle Fragen, 
wie bröckelnde Brücken und Straßen erhal-
ten werden sollen – auch hier gibt es eine 
gewaltige Finanzierungslücke von 7,2 Milli-
arden Euro. In Schleswig-Holstein fiel er vor allem durch einen Besuch am Nord-Ostsee-Kanal auf, bei 
dem er (wie meistens) völlig unverbindlich blieb.  
Im April gab es einen Eklat im Haushaltsausschuss, weil sein Ministerium einen Bericht des Bundes-
rechnungshofes verheimlicht und damit fast die Finanzierung des Ausbaus gefährdet hatte.  
Bei seiner Untätigkeit kann Dobrindt sich jedoch auf die 80-Prozent-Mehrheit seiner Koalitionsfrakti-
onen verlassen: Unangenehme Anhörungen werden im Verkehrsausschuss verzögert. 



Valerie Wilms
Auch parlamentarische Fragen werden in den meisten Fällen ausweichend oder inhaltslos beantwor-
tet. Ich bin für unsere Fraktion im Verkehrsausschuss nun für die Finanzierung der Bundesverkehrs-
wege sowie die Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans zuständig. Beides wird die laufende Legis-
latur prägen und ich werde kritisch und konstruktiv daran arbeiten, dass wir auch aus der Opposition 
heraus gestalten können. Eines scheint jedoch fest zu stehen: 
Es ist ein sehr hartes Stück Arbeit, dieser Mehrheit etwas entgegen zu setzen. 
Zu eurer Information findet ihr eine Aufstellung meiner bisherigen Initiativen. 
Auf Fragen und Anregungen freue ich mich.

Viele Grüße

ANTRÄGE/ANFRAGEN:
• Reform der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung konsequent fortsetzen (Drs-Nr. 18/1341)
• Folgen aus dem aktuellen Wegekostengutachten für die LKW-Maut (Drs-Nr. 18/1247)
• Planungen für den Neckarausbau (Drs-Nr. BT 18/1209)
• Kostensteigerungen bei Projekten des Bedarfsplans Straße (Drs-Nr. BT 18/1252)
• Kosten von Fahrrinnenanpassungen an Elbe und Weser (Drs-Nr. 18/1066)
• Zukunft von Toll Collect (Drs-Nr. 18/1156) 
• Von der Dekade zum Weltaktionsprogramm: Bildung für nachhaltige Entwicklung (Drs-Nr. 18/1211)
• Fortschritte bei der Reform der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (Drs-Nr. 18/726)
• Situation im innerdeutschen Fernbusverkehr (Drs-Nr. 18/742)
• Rückwürfe in der Fischerei (Drs-Nr. 18/634)
• Verkehrsinfrastrukturfinanzierung (Drs-Nr. 18/452)
• Modelle zur finanziellen Anlagemöglichkeit für Bürgerinnen und Bürger beim Stromnetzausbau (Drs-

Nr.18/438)
• Autobahnvignette und Pkw-Maut als Varianten der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung (Drs-Nr. 18/50) 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/013/1801341.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/012/1801247.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/012/1801209.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/012/1801252.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/010/1801066.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/011/1801156.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/012/1801211.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/007/1800726.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/007/1800742.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/006/1800634.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/004/1800452.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/004/1800438.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/004/1800438.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/000/1800050.pdf


SCHRIFTLICHE FRAGEN:
•	 Zur Anfrage der EU KOM an die Häfen in der EU zur Entrichtung von Körperschaftssteuer
•	 Bericht des Bundesrechnungshofes zur Wirtschaftlichkeit des NOK
•	 Gesamtkonzept Elbe
•	 Wegekostengutachten zur Festsetzung der LKW-Maut (Drs-Nr. BT 18/680)
•	 Erdölieferungen aus der Arktis (Drs-Nr. BT 18/459)
•	 Kofinanzierung für Bundesverkehrswege aus EU-Mitteln für 2009-2013 (Drs-Nr.  BT 18/412)
•	 Geplante Änderungen der BinSchUO und Sportbootvermietungsordnung? (Drs-Nr. BT 18/247)
•	 Notfallmanagement in Offshore Windparks (Drs-Nr. BT 18/138)
•	 Wie sicher ist das Automatic Identifications System (AIS) im Schiffsverkehr? (Drs-Nr. BT 18/115)
•	 PKW-Maut von nicht in Deutschland zugelassenen Fahrzeugen (Drs-Nr. BT 18/82) 

FACHGESPRÄCHE:
• Wem nützt die CSU-Maut? 

http://valerie-wilms.de/startseite/volltext-startseite/article/fachgespraech_zur_pkw_maut/
• Ausbildung in der Seeschifffahrt

http://valerie-wilms.de/startseite/volltext-startseite/article/fachgespraech_zur_maritimen_ausbildung/

KONZEPTPAPIER:
DIE VERNETZE MOBILITÄT
Was geschieht eigentlich, wenn die 
Milliarden zum Erhalt von Straßen, 
Schienen und Wasserstraßen nicht zu-
sammen kommen? Eine Lösung könnte 
die vernetzte Mobilität sein. 
Konzeptpapier: Die vernetzte Mobilität:

http://valerie-wilms.de/bundestag/kon-
zepte/volltext-konzepte/article/die_ver-
netzte_mobilitaet/

Studie:
STÖRFÄLLE IN DER NORDSEE
Eine Studie im Auftrag der Bundestagsfraktion 
zeigt, dass Störfälle an Offshore-Ölförderanlagen in 
der Nordsee aufgrund veralteter Anlagen vorkom-
men. Das Problem ist, dass die Anlagen – manche 
vor unserer Haustür - teilweise über 30 Jahre alt 
sind und Ölaustritte nur mit verhältnismäßig kleinen 
Strafen geahndet werden.

http://valerie-wilms.de/startseite/volltext-startseite/
article/offshore_oel_studie_latente_oelkatastrophe_
in_der_nordsee/

www.valerie-wilms.de

http://valerie-wilms.de/userspace/kand/vwilms/pdf-dateien/140417_antwort-schriftliche_frage_eukom_anfrage__an_die_haefen_in_der_eu_zur_besteuerung.pdf
http://valerie-wilms.de/userspace/kand/vwilms/pdf-dateien/140414_antwort_schriftliche_frage_bericht_des_bundesrechnungshofes_zur_wirtschaftlichkeit_5._schleusenkammer_nok.pdf
http://valerie-wilms.de/userspace/kand/vwilms/pdf-dateien/140411_antwort-schriftliche_frage_gesamtkonzept_elbe.pdf
http://valerie-wilms.de/userspace/kand/vwilms/pdf-dateien/140312_antwort_hoehe_der_lkw_maut_im_wegekostengutachten.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/004/1800459.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/004/1800412.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/002/1800247.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/001/1800138.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/001/1800115.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/000/1800082.pdf
http://valerie-wilms.de/startseite/volltext-startseite/article/fachgespraech_zur_pkw_maut/
http://valerie-wilms.de/startseite/volltext-startseite/article/fachgespraech_zur_maritimen_ausbildung/
http://lauflinx.de/G1Q
http://lauflinx.de/G1Q
http://lauflinx.de/G1Q
http://lauflinx.de/G1Q
http://valerie-wilms.de/startseite/volltext-startseite/article/offshore_oel_studie_latente_oelkatastrophe_in_der_nordsee/
http://valerie-wilms.de/startseite/volltext-startseite/article/offshore_oel_studie_latente_oelkatastrophe_in_der_nordsee/
http://valerie-wilms.de/startseite/volltext-startseite/article/offshore_oel_studie_latente_oelkatastrophe_in_der_nordsee/
http://www.valerie-wilms.de
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Liebe Freundinnen und Freunde!
Mein erstes halbes Jahr im Bundestag ist vorbei, mein Team und ich haben uns gut eingelebt und be-
reits jetzt zahlreiche Initiativen auf den Weg gebracht. Seit den tragischen Ereignissen vor Lampedusa 
im Herbst 2013 ist die Lebenssituation von Geflüchteten stärker in den öffentlichen Fokus geraten. 
Als Sprecherin für europäische Flüchtlings- und Asylpolitik der grünen Bundestagsfraktion bin ich des-
halb nicht nur in Schleswig-Holstein und Berlin unterwegs, sondern besuche Kreisverbände im ganzen 
Bundesgebiet und vertrete unsere grünen Interessen in der Parlamentarischen Versammlung des Eu-
roparats in Straßburg und Paris. In Berlin sitze ich für die Grüne Fraktion im Ausschuss für Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe, im Petitionsausschuss und gemeinsam mit Konstantin im spannendsten 
Gremium überhaupt: dem Innenausschuss.

Für Euch vor Ort!
Der regelmäßige Austausch mit Euch ist mir sehr wichtig und ein wesentlicher Bestandteil meiner Ar-
beit – schließlich vertrete ich Eure Interessen in Berlin. Ich möchte Euch bei Eurer kommunalen Arbeit 
unterstützen. Ob bei Initiativen im Bundestag, Pressegesprächen, besonderen Aktionen, Besucher-
gruppen oder Veranstaltungen mit meinen BundestagskollegInnen bei Euch im Kreis: Sprecht mich 
oder meine Mitarbeiterinnen Kerstin Mock-Hofeditz (Büro Westküste) und Angelika Oschmann (Büro 
Ostküste) einfach an, wir organisieren gern etwas mit Euch! 
Einen Einblick in einige Themen meiner Arbeit findet Ihr in diesem Rechenschaftsbericht. Ausführli-
chere Informationen findet Ihr auf meiner Website www.luise-amtsberg.de oder in meinem monatli-
chen Newsletter, den Ihr hier abonnieren könnt www.luise-amtsberg.de/newsletter

Schleswig-Holstein in Berlin!
Neben meinen Erkundungstouren durch die schleswig-holsteinische Politiklandschaft (mit Besuchen 
beim Bauernverband, den Handwerkern, Arbeitsagenturen und Jobcentern, muslimischen Verbänden 
oder Schulen) erreichen mich regelmäßig BürgerInnenanliegen. So zum Beispiel von schleswig-holstei-
nischen Hebammen, deren Situation nicht nur durch die Erhöhung der Haftpflichtprämien prekär ist. 
Sowohl die Grüne Landtagsfraktion als auch die Bundestagsfraktion  befassen sich daher intensiv mit 
dem Thema und haben eine Bundesratsinitiative gestartet. 

www.luise-amtsberg.de
www.luise-amtsberg.de/newsletter 
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Einen Schwerpunkt meiner Arbeit stellt natürlich die Flüchtlingspolitik dar. Ob ein Bar-Talk 
in Kiel, ein politisches Frühstück in Geesthacht, ein Flashmop in Flensburg oder eine Abend-
veranstaltung in Uetersen – besonders vor der Europawahl sind wir gemeinsam für eine 
solidarische und humane Flüchtlingspolitik vor Ort präsent. Dieses Engagement ist wichtig, 
denn der Umgang mit Geflüchteten findet vor Allem auf kommunaler Ebene statt. Viele von 
Euch engagieren sich in Flüchtlingsinitiativen, haben UnterstützerInnengruppen gegründet, 
helfen bei den täglichen Herausforderungen oder bestimmen in den kommunalen Entschei-
dungsgremien. Dieses Engagement verdient Anerkennung und Unterstützung. Als Eure 
Bundestagsabgeordnete helfe ich Euch  gerne bei Anträgen und Initiativen, liefere Informa-
tionen und organisiere weitere Veranstaltungen.

Eine neue Flüchtlingspolitik für Europa!
Die nebeneinander aufgereihten Särge auf Lampedusa haben uns gezeigt, dass ein Para-
digmenwechsel in der europäischen  Flüchtlingspolitik dringend notwendig ist. Trotz der 
Scham, von der die Bundeskanzlerin gesprochen hat, hat sich auf europäischer Ebene wenig 
getan. Nach wie vor haben Flüchtlinge kaum legale Möglichkeiten nach Europa zu kom-
men. Schaffen sie es dennoch, droht ihnen ein ewiges Hin- und Hergeschiebe in Europa 
weil Deutschland beharrlich ein faires gemeinsames europäisches Asylsystem blockiert. Bei 
einem Fachgespräch zum Thema „Aufnahme statt Abschottung  – Sichere Reisewege für 
Flüchtlinge nach Europa“ habe ich mit verschiedenen ExpertInnen und unserer europäi-
schen Spitzenkandidatin Ska Keller über Alternativen diskutiert. Ansätze, wie das Humani-
täre Visum und das Prinzip der „Freien Wahl“ eines Flüchtlings für sein Zielland müssen auf 

europäischer Ebene weiter behandelt werden. Dafür bietet die Italienische EU-Ratspräsidentschaft im 
2. Halbjahr gute Möglichkeiten.

Zügig mehr syrische Flüchtlinge aufnehmen!
Mit dem Antrag „Zügig mehr Flüchtlinge 
aufnehmen“ fordern wir eine Ausweitung 
des Kontingents für syrische Flüchtlinge. An-
gesichts der unerträglichen Gewalt und der 
ständig steigenden Zahl von Flüchtlinge in der 
Region ist die Aufnahme von Schutzsuchenden 
aus Syrien in der EU bislang auf einem beschä-
mend niedrigen Niveau. Deutschland muss 
weit mehr Flüchtlinge Zuflucht gewähren, als 
dies bisher durch die zwei 5000er-Aufnahme-
Kontingente erfolgt ist. Zudem fordern wir, 
dass syrische Flüchtlinge nicht mehr in Ab-
schiebehaft genommen werden und über die 
Dublin-Verordnung in andere europäische Länder abgeschoben werden, selbst wenn sie Familie in 
Deutschland haben. Den Antrag findet Ihr hier: http://gruenlink.de/qy0 

Kontoeröffnungen für Flüchtlinge ermöglichen!
Die wenigsten Menschen, deren Aufenthalt in Deutschland geduldet wird, können ein eigenes Kon-
to eröffnen, denn mit einer Duldungsbescheinigung genügen sie nicht der Ausweispflicht nach dem 
Geldwäschegesetz. Für einen diskriminierungsfreien Zugang zu einem Konto fordern wir mit unserem 
„Kontoeröffnungen für Flüchtlinge ermöglichen“ eine Änderung der Identifikationsvorschriften des 
Geldwäschegesetzes. Den Antrag findet Ihr hier: http://gruenlink.de/qy1 

Afghanischen Ortskräften schnell die Einreise ermöglichen!
Mit dem Abzug der Bundeswehr in Afghanistan enden auch die Arbeitsverträge vieler Afghanen, die 
für die Bundeswehr vor Ort gearbeitet haben. Viele von Ihnen werden wegen dieser Tätigkeit von 

http://gruenlink.de/qy0   
http://gruenlink.de/qy0   
 http://gruenlink.de/qy1 


den Taliban massiv bedroht. Die Bundesregierung hat daher ein Aufnahmeprogramm auf den Weg 
gebracht, das diesen Ortskräften die sichere Einreise mit ihren Familien nach Deutschland ermögli-
chen soll. Trotzdem fallen viele Ortskräfte durchs Raster oder erleben bei ihrer Einreise nach Deutsch-
land die Schattenseiten deutscher Bürokratie. Deshalb versuche ich mit Anfragen an die Bundesre-
gierung Druck auszuüben, sodass eine unbürokratische, schnellere und großzügigere Aufnahme der 
bedrohten Ortskräfte erfolgt. Dies ist zum Teil gelungen – die Zahl der aufgenommenen Ortskräfte 
hat sich in den letzten Wochen deutlich erhöht.

Schwarzhandel von Botschaftsterminen in Beirut stoppen!
Ein viel beachtetes Thema ist der Termin-Schwarzhandel in der deutschen Botschaft in Beirut. Weil 
das Computersystem von Kriminellen gehackt wurde, konnten Termine bei der Botschaft z.T. für 
mehrere Tausend Doller auf dem Schwarzmarkt in Damaskus verkauft werden. Seit Oktober 2013 
weiß das Auswärtige Amt von den Missbräuchen bei der Online-Terminvergabe an der für Syrien 
zuständigen Botschaft in Beirut. Statt dem Problem die höchste Priorität einzuräumen, vergeht ein 
halbes Jahr und das Problem ist noch nicht einmal halb gelöst. Damit leistet die Bundesregierung 
wissentlich mafiösen Strukturen Vorschub, die zu Lasten der ohnehin vom Krieg getroffenen Men-
schen geht. Ich versuche zu klären, was die Bundesregierung weiter unternimmt und ob es weitere 
Botschaften gibt, die Hackerangriffen ausgesetzt sind. 

Menschenrechte auf dem westlichen Balkan nicht ignorieren!
Die Pläne des Bundesinnenministers, die Westbalkanstaaten Serbien, Mazedonien und Bosnien-
Herzegowina zu „sicheren Herkunftsländern“ zu deklarieren ist absolut inakzeptabel. Sie führt zu 
pauschalen Ablehnungen von Asylanträgen aus diesen Ländern und verletzt damit das Recht auf eine 
gründliche Einzelfallprüfung. Zudem ignoriert der Bundesinnenminister die Vorgaben, die uns die EU 
dazu macht, nämlich alle verfügbaren Quellen über die menschenrechtliche Lage in diesen Ländern 
einzubeziehen. Dies ist nicht geschehen obwohl es zahlreiche Quellen für die Diskriminierung von 
Roma, Schwulen und Lesben oder regimekritischen Journalisten gibt. Ich werde weiter öffentlich 
darauf aufmerksam machen, dass diese Pläne einen weiteren Versuch darstellen, Zuwanderung aus 
Ost- und Südosteuropa zu verhindern.

www.luise-amtsberg.de



K
O

N
S

TA
N

TI
N

 V
.N

O
TZ

Liebe Freundinnen und Freunde,

diese Legislaturperiode lief mehr als schleppend an. Manchmal ist die parlamentarische Praxis, man 
kann es nicht anders sagen, deprimierend - ein vitaler Parlamentarismus in einer lebendigen  
Demokratie sieht anders aus. Das ist der Verdienst einer Großen Koalition, die von Minderheiten-
rechten wenig hält. Die erste Regierungskrise samt Rücktritt eines Bundesministers liegt schon hinter 
ihr. Schon nach 100 Tagen sieht sich die Große Koalition zwei Untersuchungsausschüssen gegenüber, 
ein dritter steht im Raum. 

Gegenüber einer scheinbar übermächtigen Großen Koalition stecken wir nicht auf – ganz im  
Gegenteil: Grundlegende Oppositionsrechte haben wir uns in monatelangen Verhandlungen mühsam 
erkämpft. Und auch weiterhin werden wir für ein lebendiges Parlament und eine unbequeme Oppo-
sition sorgen.

Wie Ihr wisst, hat sich meine Position innerhalb der grünen Bundestagsfraktion gewandelt.  
Als stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Koordinator des Arbeitskreises III habe ich zahlreiche 
neue, ebenso spannende wie fordernde Aufgaben übernommen. Ob als Obmann im Untersuchungs-
ausschuss zur Überwachungsaffäre, als Mitglied des Innenausschusses, als Obmann des neuen 
Ausschusses „Digitale Agenda“ oder als netzpolitischer Sprecher der Grünen Fraktion, an Aufgaben 
und Herausforderungen mangelt es nicht. 

Die Bundesregierung hat vollmundig angekündigt, den Daten- und Verbraucherschutz zu einem 
Schwerpunkt dieser Legislaturperiode machen zu wollen. Passiert ist nichts.  Während die GroKo 
noch ankündigt, haben wir als Grüne Bundestagsfraktion neben der Energiewende den Schutz und 
den Ausbau unserer Bürgerrechte tatsächlich zu einem Schwerpunkt unserer Arbeit gemacht. Und 
während die GroKo noch pennt, sind wir bereits voll am Arbeiten. 

Eine der größten Herausforderungen der nächsten Monate ist sicherlich, den größten Überwachungs- 
und Geheimdienstskandal aller Zeiten umfassend aufzuklären, um anschließend tatsächliche Kon-
sequenzen ziehen zu können. Ziel muss es sein, die durch Edward Snowden bekannt gewordenen 
Praktiken zahlreicher Geheimdienste zu unterbinden, der Herrschaft des Rechts wieder Geltung zu 
verschaffen und eine effektive parlamentarische Kontrolle über die Dienste sicherzustellen. 



Bei allem Engagement in Berlin achte ich 
sehr darauf, auch weiterhin in meinem 
Wahlkreis, in Euren Kreis- und Ortsverbän-
den und im Land präsent zu sein. 
So habe ich mich auch auf kommunaler 
Ebene gemeinsam mit Euch mit den Un-
terschiedlichsten Themen beschäftigt: Wie 
gestalten wir eine gerechte Energiewende? 
Wie können wir die digitalen Chancen nut-
zen, ohne unsere Bürgerrechte zu verlieren? 
Welche öffentliche Infrastruktur brauchen 
und erhalten wir für die Zukunft – in der 
Stadt wie auf dem Land? Wie geht Land-
wirtschaft mit, statt gegen AnwohnerInnen 
und Natur?  Diese Zukunftsfragen zogen 
sich wie ein grüner Faden durch unsere nicht 

immer leichten, aber umso engagierteren Wahlkämpfe in 2013. Sie begleiteten mich auch in den letz-
ten, sehr intensiven Monaten – ob in Berlin, Brüssel, Washington oder eben gemeinsam mit Euch und 
Euren Kreis- und Ortsverbänden zwischen Fehrmarn und Sylt, Krümmel und Kiel.

Bei zahlreichen Schulbesuchen und Protestaktionen vom Nordseestrand bis an die Elbe  zeigte sich, 
dass die merkelsche Verneblungstaktik nicht aufgeht und der von Edward Snowden offenge-
legte Überwachungsskandale die Menschen vor Ort bewegen. Sie wollen auch auf dem Land 
schnell in´s Netz kommen, ohne auf ihre Privatsphäre verzichten zu müssen. 

Welche digitalen Chancen gerade auch jenseits der Großstädte liegen, macht die erfolgreiche 
Digitalisierung der kommunalen Kinos in Mölln und Ratzeburg deutlich. Claudia (Roth) und 
ich unterstützen eine tolle Spendenaktion, damit die neuesten Filme nicht nur in den immer 
selben Cineplexen, sondern auch in diesen engagierten Kinoklubs laufen können.

Erfolgreich war auch das Bürgerengagement in Grande gegen ein Unsinnsprojekt, das zulas-
ten von Nachbarschaft, Trinkwasser und Natur durchgepeitscht werden sollte. Erst der breite 
Protest von Anrai-
nern und uns Grü-
nen verhinderte hier 
einen Kiesabbau im 
geschützten Billetal. 
Wie beim Fracking 
brauchen wir hier 
endlich eine konse-
quente Bergrechtsre-
form!

Vor Ort hakte ich 
auch bei Vattenfall 
und Helmholtz-
Zentrum nach, wie 
es um die Sicherung 
und den Rückbau 
der beiden Reakto-
ren des AKW Krüm-K
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mel steht. Während die Forschungsgesellschaft BürgerInnen und BIs transparent beteiligt, mauert der 
Großkonzern weiter – engagierter grüner Protest wie zuletzt in Brokdorf bleibt daher weiterhin nötig! 

Das gilt auch für den Belt-Tunnel: Toni Hofreiter und über 160 verärgerte TimmendorferInnen nah-
men der Bahn in einer Diskussion nicht ab, dass sie die versprochene 2:1-Trasse inkl.  Lärmschutz 
tatsächlich baut – zurecht, wie sich gerade zeigte. 
Mit weiteren Veranstaltungen in Scharbeutz und auf Fehmarn bleiben wir am Ball, damit am Ende 
nicht Güterzüge auf der Bestandstrasse durchdonnern, während im restlichen Land NOK, Brücken 
und Landstraßen vor sich hin bröckeln. Ich freue mich auch im nächsten Jahr auf engagierte und kre-
ative Veranstaltungen und Aktionen mit Euch in Euren Kreis- und Ortsverbänden!
Bitte sprecht mich oder eines meiner Büros auch weiterhin jederzeit mit Euren Anregungen, Fragen 
und Anliegen an!  

Infos über meine Arbeit findet Ihr auf www.von-notz.de. Dort könnt Ihr Euch auch in meinen News-
letter eintragen. Weitere Infos über unsere alltägliche Arbeit in Berlin findet Ihr in mittlerweile 1300 
Artikeln auch auf www.gruen-digital.de. 
Ich freue mich auf die weitere Zusammenarbeit mit Euch und die heiße Phase eines engagierten 
grünen Europawahlkampfes!
Herzliche Grüße

www.von-notz.de

www.von-notz.de.
www.gruen-digital.de.

